
Laut Bundes-Klimaschutzgesetz muss Deutsch- 
land den Ausstoß von Treibhausgasen schrittwei- 
se verringern. Das Ziel: Klimaneutralität.  
In den Jahren 1990 bis 2030 sollen 65% der 
Treibhausgasemissionen eingespart werden,  
88% bis 2040 und 100% bis 2045.  
Dabei kommt insbesondere den Städten und 
Gemeinden eine zentrale Rolle zu. Das Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. 
März 2021 das verfassungsrechtliche Klima-
schutzziel des Art. 22a GG konkretisiert und Maß- 
nahmen eingefordert.
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Die Linke in Niddatal hatte 
am 10. März 2026 ange-
fragt, ob es bereits Pläne für 
die Erstellung eines Wärme- 
planes gebe. Darüber hin- 
aus wollten wir wissen, ob 
es Überlegungen zu ge-
meinschaftlichen Geother-
mieanlagen gibt. Und ob 
schon infrastrukturelle Vo-
raussetzungen für ein Fern- 
wärmenetz angedacht sind. 
Der Bürgermeister antwor-
tete, dass die Erstellung ei-
nes Wärmeplanes in einer 
so kleinen Kommune wie 
Niddatal gar nicht notwen-
dig sei. Kurz darauf meldete 
er sich aber noch einmal:  
Zwei private Firmen und die 
Stadt würden bereits an ei-
nem Wärmeplan arbeiteten, 
den er uns zu gegebener 
Zeit vorstellen werde und 
den wir dann beschließen 
könnten. 
Aha! Eine Einbindung der 
Stadtverordneten in die Ent- 
wicklung des Wärmeplans 
ist also nicht vorgesehen.  
Auch keine Ideen und keine 
Debatte im Ausschuss.  
Jetzt liegt der Plan der Fir-
men Con energy und Edag 
vor.

Der Niddataler  
Wärmeplan
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Der Niddataler Wärmeplan:  
Ein Zeugnis 
papiergewordener 
Verweigerung
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Der Bericht zur kommuna-
len Wärmeplanung ist auf 
der Homepage der Stadt 
Niddatal einzusehen. (Vor-
sicht! Er zeichnet sich durch 
erschwerte Lesbarkeit aus.)  
https://www.niddatal.de/pd
f/2026-06-15_Fachgutach-
ten_KWP_Niddatal.pdf 
Die aufgelisteten Maßnah-
men wurden auf ihre Wirk-
samkeit und auch auf ihre 
Finanzierbarkeit geprüft. 
Die vermuteten  
Potenziale sind im  
Einzelnen:  
Biomasse und Biogas, Ab-
wärme aus Industrieprozes- 
sen und Abwasser, Fluss- 
und Seethermie, Solarther-
mie und Photovoltaik, mit-
teltiefe und oberflächen- 
nahe Geothermie. Auch 
die Errichtung von Wärme-
netzen, die Nutzung von 
Wasserstoff und die Mög-
lichkeiten der Wärmedäm-
mung werden untersucht. 
Fazit des Berichts: Keine 
der untersuchten Maßnah-
men wird als realisierbar 

dargestellt, weil alles viel 
zu teuer eingeschätzt wird. 
Alle diese  
Maßnahmen  
werden verworfen 
Fluss- und Abwasserwärme- 
rückgewinnung (also die 
Wärmegewinnung aus der 
Nidda und die Wärmege-
winnung am Assenheimer 
Klärwerk) versprechen zwar 
Wirtschaftlichkeit. Doch hat 
man ausgerechnet und ir-
gendwie wissenschaftlich 
festgestellt (ohne Bürgerbe- 
fragung): Es werden sich 
nur 25% der Anlieger an-
schließen lassen. Und wenn 
sowieso ‘keiner’ mitmacht, 
ist der Bau einer Nahwär-
meleitung zu teuer, ist ja 
klar... 
Für die Geothermienutzung 
bestehen laut Gutachten 
keine gesicherten Potenzi-
alflächen. Zwar würden von 
GeotIS (Geothermal Infor-
mation System for Germa-
ny) Temperaturen von bis 
zu 100° angegeben, doch 
das seien nur Schätzungen.  

Auf Nachfrage räumte der 
Referent des Wärmeplaners 
übrigens ein, von diesen 
Geothermie-Sachen verste- 
he er eigentlich nicht viel.  
Aber ach! Das muss ja wahr- 
scheinlich auch gar nicht 
sein, wenn man so ein teu-
res Fachgutachten schreibt...  
Die schönsten Stellen im 
Gutachten sind aber die, in 
denen über die Möglichkei- 
ten der Seethermie und die 
Nutzung industrieller Ab-
wässer nachgedacht wird.  
In beiden Fällen wird fest-
gestellt, dass die Nutzung  
unmöglich sei, weil es in 
Niddatal weder einen See, 
noch Industrieanlagen gibt. 
Die Errichtung von Photo-
voltaik entlang der Auto-
bahn oberhalb von Lim- 
burg hingegen verspricht 
Wirtschaftlichkeit??!! 
Die Textstelle ist zwar im 
Nachhinein herausgenom-
men worden, es deutet aber 
darauf hin, dass Gutachten 
dieser Art am Fließband er- 
stellt und beim nächsten 
Kunden einfach nur ange-
passt werden.  
War es die billigste Version, 
zu einer Wärmeplanung zu 
kommen, bei der nichts um- 
gesetzt werden muss?  
Trotzdem braucht die Stadt 
ja irgendwie Ziele und es 
braucht auch Maßnahmen 
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für das weitere Vorgehen. 
Eigenes städtisches 
Engagement?  
Fehlanzeige!  
Vier Maßnahmen werden im 
Wärmeplan benannt: 
1. Die Wärmeplanung soll 
weiter entwickelt werden. 
2. Bürger, Gewerbetreiben- 
de und die Wohnungswirt-
schaft in Niddatal werden 
zu Gebäudemodernisie-
rungsmaßnahmen (Däm-
mung) und zur Nutzung von 
Wärmepumpen, von Solar- 
oder Geothermie-Techno-
logien verpflichtet. 
3. Die Gebäudeeigentümer 

sollen im Sinne des kom- 
munalen Wärmeplans von 
Schornsteinfegern, Sanitär- 
firmen und Heizungsbauern 
beraten werden, damit sie 
Wärmepumpen einbauen.  
4. Es soll ein digitales Ser-
vice-Angebot zum Thema 
Wärmepumpen und zur 
Energiewende in der Stadt 
geben. 
Wir stellen fest:  
Die Stadt versucht ih- 
ren Auftrag, die Kom-
mune zur Klimaneutra- 
lität zu führen, an die 
Bürger:innen weiterzu-
reichen.  

Aber die Bürger:innen müs- 
sen nicht modernisieren. 
Sie dürfen nach dem neuen 
Gebäudeenergiegesetz 
weiterhin fossile Heizungs-
systeme einbauen.  
Außerdem gibt es nicht nur 
wirtschaftlich gut aufge-
stellte Bürger:innen und 
Geschäftsleute!  
Haushalte mit geringerem 
Einkommen werden nicht 
modernisieren können. Und 
auch die Mieter:innen nicht. 
Die Stadt kann sich 
nicht aus der  
Verantwortung  
stehlen! 
Um den Anforderungen des 
Klimaschutzes gerecht zu 
werden, sollte man nicht 
einfach alles abwiegeln.  
Stattdessen könnte über 
kommunale Energiegenos- 
senschaften nachgedacht 
werden. 
Nahwärmeleitungen wer-
den nur gemeinschaftlich 
und mit Hilfe der Stadt er-
richtet werden können.  
Geotermieprojekte sind 
vermutlich auch wirtschaft-
licher, wenn nicht unend-
lich viele kleine Anlagen 
nebeneinander entstehen. 
Genossenschaften können  
wirtschaftlich erfolgreicher 
arbeiten. 
Doch der große Hemm-
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schuh ist: Die Stadt will von 
genossenschaftlichen und 
gemeinwirtschaftlichen Lö-
sungen nichts wissen.  
Je mehr individuelle Lösun- 
gen umgesetzt werden, 
desto schwieriger wird es, 
kollektive Lösungen zu ver- 
wirklichen. 
Und die Klimaneutralität? 
Ob die mit einer Blockade-
haltung der Kommune zu 
erreichen ist? 
Wie geht es weiter? 
Mittlerweile ist der Wärme-
plan mit den Stimmen von 
CDU und FDP beschlossen. 
Die Linke. Fraktion wird 
weiterhin Anträge und An-
fragen stellen. Wir wollen 
ökologische und wirtschaft- 
liche Lösungen entwickeln, 
bei denen die Bürger:innen 
Niddatals mitgehen können. 
Vielleicht wird der Traum 
von einer genossenschaft-
lichen Energieproduktion 
und der gemeinschaftlichen 
Versorgung über Nahwär-
menetze dann in Niddatal 
doch noch Wirklichkeit. 

Die Verfassung, die sich die Hessen am 1. Dezember 
1946 per Volksentscheid gaben, enthält neben dem 
Verbot der Aussperrung, einem Bekenntnis zum Anti-
faschismus und dem Recht auf Arbeit ein klares Frie-
densgebot und eine Pflicht zum Widerstand gegen „ver- 
fassungswidrig ausgeübte Gewalt“. Sie fordert außer- 
dem die Sozialisierung wichtiger Schlüsselindustrien, 
antimonoloplistische Maßnahmen zur Verhinderung 
der missbräuchlichen „Machtzusammenballung“ von 
kapitalistischen Unternehmen, eine Bodenreform und 
nicht zuletzt ein kostenloses Bildungssystem.  
Damit ist die hessische Verfassung ein Produkt des 
antifaschistischen und antikapitalistischen Neube-
ginns nach der Befreiung vom Faschismus. Das war 
eine richtiggehend sozialistische Kampfschrift, die lei-
der wenig Auswirkungen auf die politische Praxis in Re- 
gierung, Parlament und Gerichten hatte.  
Lasst uns deshalb dieses tolle und wichtige Dokument 
kurz vor seinem 80. Geburtstag feiern und seine Werte 
leben! 
Die Linke Niddatal lädt zu einem kleinen 
Verfassungsfest ein:  4. Oktober 2026,  
11 Uhr, an der Freigerichtsstätte Nidda- 
tal-Kaichen 
Dich erwartet ein gemütlicher Nachmittag mit Anek-
doten um die Verfassung und Informationen zu ihren 
Kernthemen. Wir wollen mit Dir beim gemeinsamen 
Essen ins Gespräch kommen, Gedanken und Ideen 
austauschen. Ein kleines Verfassungsquiz wird es 
auch geben! Bring bitte einen Beitrag zum Büffet mit. 
Teller und Besteck sind vorhanden. Getränke gibt es 
gegen Spende 

80 Jahre Hessische Verfassung

Komm mit uns feiern!


